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für den Kreis Marienburg Weftpr. 


Erſcheint Mittwoch und Sonnabend Abend. 


Nr. 43. 


Marienburg, den 3. Juni. 


1905. 


Landrätliche Bekanntmachungen. 
Kreis⸗Statut 


für den Kreis Marienburg 


betreffend dus Gewerbegericht zu Marienburg. 


Einleitung. 


Für den Kreis Marienburg wird hierdurch nach Maß⸗ 
gabe des Beſchluſſes des Kreistages vom 15. Dezember 1904 
auf Grund des 8 1 Abſ. 1, A und 6 des Gewerbegerichts⸗ 
geſetzes vom 30. Juni 1901 (R.⸗G.⸗Bl. S. 353) nach An⸗ 
hörung beteiligter Arbeitgeber und Arbeiter nachſtehendes Statut 


erlaſſen: 
Erſter Abſchnitt. 
Errichtung und Zuſammenſetzung 
des Gewerbegerichts. 


8 1 

Für die Entſcheidung von gewerblichen Streitig⸗ 
keiten: 

I. a. zwiſchen Arbeitern einerſeits und ihren Arbeit⸗ 5 1 ar ft 
gebern andererſeits und Geſ. 

b. zwiſchen Arbeitern deſſelben Arbeitgebers, 

II. a. zwiſchen Perſonen, welche für beſtimmte Ges 5 Abſ. 1 u. 
werbetreibende außerhalb der Arbeitsſtättes 8 1 
der letzteren mit Anfertigung gewerblicher 
Erzeugniſſe beſchäftigt find (Heimarbeiter, 
Hausgewerbetreibende) und ihren Arbeit⸗ 
gebern, auch wenn dieſe Perſonen die Roh⸗ 
ſtoffe oder Halbfabrikte, welche fie be⸗ 
arbeiten oder verarbeiten, ſelbſt beſchaffen, 

b. zwiſchen Hausgewerbetreibenden (Heim⸗ 8 5 Abi. 17 
arbeitern) der vorbezeichneten Art unter ein⸗lebter 712 
ander, fofern fie von demſelben Arbeitgeber 
beſchäftigt werden, 

wird ein Gewerbegericht errichtet, 

Namen: 

Gewerbegericht für den Kreis Marienburg 
führt. 
Sein Sitz iſt Marienburg. 

Sein Bezirk umfaßt den Kreis Marienburg aus- 91 7 d. ee 
ſchließl. des Gemeindebezirts der Stadt Marienburg. 15 u. 

. 8 Er 

Als Arbeiter im Sinne dieſes Kreis⸗Statuts 8 > a 1 
gelten diejenigen Geſellen, Gehülfen, Fabrikarbeiter 
und Lehrlinge, auf welche der ſiebente Titel der 
Gewerbeordnung Anwendung findet, einſchließlich der 


welches den 


in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs⸗Anſtalten 8 82 Abf. 1 
und unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben d. Gef. 
beſchäftigten Arbeiter. 

Ingleichen gelten als Arbeiter Betriebsbeamte, 8 3 Abſ. 2 
Werkmeiſter und mit höheren techniſchen Dienſt⸗ d. Geſ. 
leiſtungen betraute Angeſtellte, deren Jahres⸗Arbeits⸗ 
verdienſt an Lohn oder Gehalt zweitauſend Mark 
nicht überſteigt. 

8 3. 


Sachliche Zuſtändigkeit. 


Das Gewerbegericht iſt ohne Rückſicht auf den 8 4 d. Gef. 
Wert des Streitgegenſtandes zuſtändig für Streitig⸗ 
keiten: 

1. über den Antritt, die Fortſetzung oder die 
Auflöſung des Arbeits verhältniſſes, Tomte über 
die Aushändigung oder den Inhalt des Arbeits⸗ 
buchs, Zeugniſſes, Lohnbuchs, Arbeitszettels 
oder Lohnzahlungsbuchs, 

2. über die Leiſtungen aus dem ie 

3. über die Rückgabe von Zeugniſſen, Büchern, 
Legitimationspapieren, Urkunden, Gerätſchaften, 
Kleidungsſtücken, Kautionen und dergleichen, 

welche ans Anlaß des Arbeits verhältniſſes 
übergeben worden ſind, 

4. über Anſprüche auf Schadenerſatz oder auf 
Zahlung einer Vertragsſtrafe wegen Nicht⸗ 
erfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung 
der Verpflichtungen, welche die unter 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Gegenſtände be⸗ 
treffen, ſowie wegen geſetzwidriger oder un⸗ 
richtiger Eintragungen in Arbeits bücher, Zeug⸗ 
utſſe, Lohnbücher, Arbeitszettel, Lohnzahlungs⸗ 
bücher, Krankenkaſſenbücher oder Quittungz⸗ 
karten der Juvalidenverſtcherung, 

5. über die Berechnung und Anrechnung der von 
den Arbeitern und Hausgewerbetreibeaden zu 
leiſtenden Kranken berſicherungs beiträge und 
Eintrittsgelder (SS 53a, 65, 72, 73 des 
Kranken verſtcherungsgeſetzes), ; 

6. über die Anſprüche, welche auf Grund der 
Uebernahme einer gemeinſamen Arbeit von 
Arbeitern oder Hausgewerbetreibenden desſelben 
Arbeitgebers gegen einander erhoben werden. 


9 4 
Ausnahmen von der Zuſtändigkeit. 
Ausgenommen von der Zuſtändigkeit des Ge⸗ 
9 ſind: 
I, Streitigkeiten über eine Konvpentionalſtrafe, $ 4 Abi. 2 
welche für den Fall bedungen iſt, daß der d. Geſ. 
Arbeiter oder Hausgewerbetreibende nach Be⸗ 
endigung des Arbeitsverhältuiſſes ein ſolches 


bei anderen Arbeitgebern eingeht oder ein 
eigenes Geſchäft errichtet, 


II. Streitigkeiten der in $ 3 Ziffer 1—6 be⸗ 8 84 d. Geſ. 


6, zeichneten Art zwiſchen: 

a. Mitgliedern der Innungen und ihren 
Lehrlingen (8 81a Nr. 4 der Gewerbe⸗ 
ordnung), 

b. Mitgliedern ſolcher Innungen, für welche 
auf Grund des 8 81 b Nr. 4 der Ge 
werbeordunng ein Schiedsgericht in Ge⸗ 

mäßheit der 88 91 bis 91b der Gewerbe⸗ 
ordnung errichtet iſt, und ihren Geſellen, 
(Gehülfen) und Arbeitern. 


Desgleichen iſt die Zuſtändigkeit des Gewerbe⸗ 8 81 d. Geſ. 


gerichts ausgeſchloſſen für ſolche Streitigkeiten der 
Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken und Handels⸗ 
geſchäften und der Arbeiter, welche in den water 
der Militär⸗ oder Marine⸗Verwaltung ſtehenden 
Betriebsanlagen beſchäftigt ſind, und für Streitig⸗ 
keiten, für die die Zuſtändigkeit des Gewerbe⸗ 
gerichts durch einen dem § 6 Abſatz 2 des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes entſprechenden Schiedsvertrag aus⸗ 
goſchloſſen iſt. 
85. 


Zuſammenſetzung. 


Das Gewerbegericht beſteht aus einem Vor⸗ 8 10 d. Geſ. 


figenden, zwei Stellvertretern deſſelben und acht 
Beiſttzern. Die Zahl der Stellvertreter und Bei⸗ 
ſitzer kann durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
anderweit feſtgeſtellt werden. 

Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes, welcher 
der Genehmigung des Regierungs⸗Präſidenten be⸗ 
darf, kann die Einteilung des Gewerbegerichts in 
Kammern, ſowie die Abänderung dieſer Einteilung 
angeordnet werden. 


8 6. 


Allgemeine Erforderniſſe für 
die Mitglieder. 


Zum Mitgliede des Gewerbegerichts — ein⸗ 8 11 d. Geſ. 


ſchließlich des Vorſitzenden und der Stellvertreter 
— ſoll nur berufen werden, wer das dreißigſte 
Lebensjahr vollendet und in dem der Wahl voran⸗ 
gegangenen Jahre für ſich oder feine Familie 
Armenunterſtützung auf Grund des Geſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Inni 1870 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 360) und des Geſetzes, betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 (G.-G. 
S. 130) nicht empfangen oder die empfangene 
Armenunterſtützung erſtattet hat. Als Beiſitzer ſoll 
nur berufen werden, wer in dem Bezirke des Ge⸗ 
werbegerichts ſeit mindeſtens zwei Jahren wohnt 
oder beſchäftigt iſt. 
— Desgleichen ſollen zu Mitgliedern des Gewerbe⸗ 
gerichts nicht berufen werden Perſonen, welche 
wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen zu dem 
Amte nicht geeignet ſind. 

Perſonen, welche zu dem Amte eines Schöffen 
unfähig ſind (Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetz 88 31, 32) 
können nicht berufen werden. 


8 7. 
Vorſitzender und Stellbertreter. 


Der Vorſitzende des Gewerbegerichts und deſſen 99 12 EN a 


Stellvertreter werden von dem Kreisausſchuſſe auf 
3 Jahre gewählt; fie dürfen weder Arbeitgeber 
noch Arbeiter fein, 


87 


Die Wahl des Vorfigenden und der Stellver⸗ 
treter bedarf der Beſtätigung des Königlichen Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten zu Danzig. Dieſe Veſtimmung 
findet auf Staats⸗ oder Gemeindebeamte, welche 
ihr Amt kraft ſtaatlicher Ernennung oder Be⸗ 
ſtätigung verwalten, keine Anwendung, ſolange ji: 
dieſes Amt bekleiden. 

8 8. 


Beiſitzer. 

Die Beiſitzer müſſen zur Hälfte aus den Arbeit⸗ 
gebern, zur Hälfte aus den Arbeitern entnommen 
werden. 

Die Beiſttzer aus dem Kreiſe der Arbeitgeber 
werden mittelſt Wahl der Arbeitgeber, die Beifitzer 
aus dem Kreiſe der Arbeiter mittelſt Wahl der 
Arbeiter auf die Dauer von ſechs Jahren beftellt. 
Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Beiſitzer 
jeder Kategorie aus und wird durch nene Wahlen 
erſetzt, wobei Wiederwahl zulälfig ik. Die das 
erſte Mal Ausſcheidenden werden durch eine von 
dem Vorſitzenden des Gewerbegerichts oder deſſen 
Stellvertreter in öffentlicher Sitzung vorzunehmende 
Auslofung beſtimmt. 

Beifiger, deren Amtsperiode abgelaufen iſt, 
ſcheiden erſt dann aus, wenn ihr Nachfolger in das 
Amt eingetreten iſt. 

89. 
Wahl der Beiſitzer. 


Zur Teilnahme an den Wahlen ſind nur berechtigt: 

a) ſolche Arbeitgeber, welche das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet und im Bezirke des Ge⸗ 
werbegerichts Wohnung oder eine gewerbliche 
Niederlaſſung haben, 

p) ſolche Arbeiter, welche das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet und in dem Bezirke des 
Gewerbegerichts beſchäftigt find oder, falls 
fie außerhalb dieſes Bezirks in Arbeit ſtehen, 
wohnen. 

Die in § 6 Abſ. 3 dieſes Statuts bezeichneten 
Perſonen ſind nicht wahlberechtigt. 

Mitglieder einer Innung, für welche ein Schieds⸗ 
gericht in Gemäßheit des 8 81 b Nr. A und der 
88 91 bis 91 b der Gewerbeordnung errichtet iſt, 
und deren Arbeiter ſind weder wählbar noch wahl⸗ 
berechtigt. 


8 10. 
Das Reich, der Staat, die Gemeinden und 
fonftige öffentliche Verbände, ſowie juriſtiſche 


Perſonen üben ihr Stimmrecht durch ihre geſetzlichen 
Vertreter aus. 

Als Arbeitgeber im Sinne der SS 7 bis 9 
dieſes Statuts gelten diejenigen ſelbſtändigen Ge⸗ 
werbetreibenden, welche mindeſtens einen Arbeiter 
(8 2) regelmäßig das Jahr hindurch oder zu ge⸗ 
wiſſen Zeiten des Jahres beſchäftigen. Den Arbeit⸗ 
gebern ſtehen im Sinne der bezeichneten Be⸗ 
ſtimmungen die mit der Leitung eines Gewerbe⸗ 
betriebes oder eines beſtimmten Zweiges des ſelben 
betrauten Stellvertreter der ſelbſtſtändigen Ge⸗ 
werbetreibenden gleich, ſofern ihr Jahres⸗Arbeits· 
verdienſt an Lohn oder Gehalt zweitauſend Mark 
überſteigt. 

Die durch 8 
der Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts unterſtellten 
Handgewerbetreibenden find, ſofern fie ſelbſt 


8 13 d. Geſ. 


8 14 d. Geſ. 


8 16 d. Geſ. 


1 Abſ. 1 Ziffer II a und b 8 16 Abs. 2 


ef. 


mindeſtens einen Arbeiter regelmäßig das Jahr 
hindurch oder zu gewiſſen Zeiten des Jahres be⸗ 
ſchäftigen, als Arbeitgeber, andernfalls als Arbeiter 
wahlberechtigt und wählbar. 


8 11. 


Die Wahl der Beiſitzer iſt unmittelbar und $ 13 Abſ. 2 


geheim. Ste erfolgt unter Leitung des Wahl⸗ 
ausſchuſſes nach Wahlbezirken, deren einer die Amts⸗ 
bezirke Schönau, Werners dorf, Gnofau, Kunzendorf, 
Leſewitz, Warnau, Hoppenbruch und Schadwalde, 
deren zweiter die Stadtgemeinde Neuteich und die 
Amtsbezirke Gr. Lichtenau, Neuteichsdorf, Barendt, 
Ließau, Tannſee, Marienan, Nenkirch, Ladekopp 
und Tralau, deren dritter die Stadtgemeinde Tiegen⸗ 
hof und die Amtsbezirke Schöneberg, Baarenhof, 
Fürſtenwerder, Obere Scharpau, Niedere Scharpau, 
Petershagen und Tiegen hagen und deren vierter 
die Amtsbezirke Katzuaſe, Altfelde, Fiſchan, Grunau, 
Thiensdorf, Schwansdorf, Campenau und Stalle 
umfaßt. 

Der Kreisausſchuß beſtimmt, wie viele Beiſitzer 
in jedem Wahlbezirke von den Arbeitgebern und 
Arbeitern zu wählen ſind. 

Die Arbeitgeber haben ihr Wahlrecht in dem⸗ 
jenigen Wahlbezirke auszuüben, in welchem ſie zur 
Zeit der Vornahme der Wahl wohnen oder eine 
gewerbliche Niederlaſſung haben, die Arbeiter in 
demjenigen Wahlbezirke, in welchem ſie zur Zeit 
der Vornahme der Wahl in Arbeit ſtehen oder in 
welchem fie, falls fie außerhalb des Gerichts bezirks 
beſchäftigt ſind, wohnen. 

8 12. 

Wahlausſchuß. 

Das Gewerbegericht beſtimmt, aus wieviel Per⸗ 
ſonen der Wahlausſchuß zu beſtehen hat. Vor⸗ 
ſitzender des Wahlausſchuſſes iſt der Vorſitzende 
des Gewerbegerichts. Die übrigen Mitglieder des 
Wahlausſchuſſes müſſen zur Hälfte ſtimmberechtigte 
Arbeitgeber, zur Hälfte ſtimmberechtigte Arbeiter 
ſein und werden je zur Hälfte von den als Mit⸗ 
glieder des Gewerbegerichts tätigen Arbeitgebern 
und Arbeitern in geheimer Wahl oder durch Zu⸗ 
ruf gewählt. 

9 13. 

Wahlort und Wahltermin. 
(Tag, Ort und Stunden der Wahlen beſtimmt 
der Vorſitzende des Gewerbezerichts; fie find unter 
Mitteilung der für die Wählbarkeit und Wahl⸗ 
berechtigung geſetz ich vorgeſchriebenen Bedingungen 
mindeſtens zweimal in dem Kreisblatt und dem 
Tiegenhöfer Wochenblatt ſowie durch Anſchlag be⸗ 
kannt zu machen, bergeftalt, daß zwiſchen der erſten 
Bekanntmachung und dem Wahltage eine Friſt von 
mindeſtens 2 Wochen liegt. 


8 14. 
Wahlhandlung. 


Die Wahlhandlung, welche öffentlich iſt und 8 5 2 


in der Zeit von vormittags 8 Uhr bis mittags 
2 Uhr ſtattzufinden hat, erfolgt in den einzelnen 
Wahlbezirken geſondert. In einem der Wahlbezirke 
nimmt der Wahlausſchuß die Geſchäfte des Wahl⸗ 
vorſtandes wahr, für die anderen ernennt er eines 
ſeiner Mitglieder zum Wahlvorſteher. 

Dieſer wählt aus der Zahl der in dem be⸗ 
treffenden Wahlbezirke Wahlberechtigten 2 bis 4 


8 15 d. Geſ. 


Abſ. 1 
Ki 


Beiſttzer, in gleicher Zahl Arbeitgeber und: Arbeiter, 
1 5 mit ihm gemeinſchaftlich den Wahlvorſtand 
en. 

Die an der Wahl fich beteiligenden Perſonen 
haben ſich vor dem Wahlvorſtande, inſoweit dem⸗ 
ſelben ihre Wahlberechtigung nicht bekannt iſt, auf 
Erfordern über dieſelbe anszuweiſen. Hierzu ge⸗ 
nügt für die Arbeitgeber die Beſcheinigung über 
die nach $ 14 der Gewerbeordnung erfolgte An⸗ 
meldung des Gewerbebetriebes, ſowie die letzte 
Onittung über Zahlung der Gewerbeſtener, für 
die Arbeiter ein Zeugnis ihres Arbeitgebers oder 
der Polizeibehörde, durch welches beſtätigt wird, 
daß der Arbeiter innerhalb des Gewerbegerichts⸗ 
bezirkes in Arbeit ſteht oder wohnt. Formulare 
zu dieſen Zeugniſſen werden von der Kreisver⸗ 
waltung verabfolgt. Die Anerkennung anderer 
Legitlmationen bleibt dem Ermeſſen des Wahlvor⸗ 
ſtandes überlaſſen. 


Das Wahlrecht iſt nur in Perſon und durch 
Stimmzettel auszuüben, welche handſchriftlich oder 
im Wege der Vervielfältigung herzustellen find und 
ſoviel verſchiedene Namen enthalten ſollen, als 
Beiſitzer in der betreffenden Wahlhandlung zu 
wählen find. 

Die zur Wahl erſchienenen ſind in zwei tabel⸗ 
lariſch aufgeſtellten Liſten einzutragen, von denen 
die eine für die Arbeitgeber, die andere für die 
Arbeiter beſtimmt iſt und welche in der erſten 
Spalte die fortlaufende Nummer der Erfchlenenen, 
in der zweiten deren Namen, in der dritten deren 
Berufsart und in der vierten einen Vermerk über 
die Legitimation enthalten. 

In der Liſte der Arbeiter iſt in einer fünften 
Spalte der Arbeitgeber aufzuführen, bei welchem 
der einzelne Wähler beſchöftigt iſt. 

Wird ein zur Wahl Erſchienener vom Wahl⸗ 
vorſtand als nicht wahlberechtigt zurückgewieſen, 
fo iſt fein Name deſſennngeachtet in derjenigen 
Lifte, für welche er ſich angemeldet hat, aufzu⸗ 
führen und der Zurückweiſungsgrund dabei zu 
vermerken. 

Zur Aufnahme der Stimmzettel iſt für die 
Arbeitgeber und Arbeiter je eine beſondere Wahl⸗ 
urne aufzuſtellen, in welche die als ſtimmberechtigt 
Anerkannten ihre Stimmzettel verdeckt durch die 
Hand des Vorfitzenden hinein legen. 

Die Liſten find von den Mitgliedern des Wahl⸗ 
vorſtandes am Schluſſe zu unterſchrelben; dieſelben 
haben dabei ausdrücklich zu bezeugen, daß ſich in 
der für die Wahl beſtimmten Zeit Niemand weiter 
zur Ausübung ſeines Wahlrechts angemeldet hat. 

8 16. 


Nach Ablauf der zur Vornahme der Wahl 
feſtgeſetzten Zeit ſind nur noch diejenigen Perſonen, 
welche bereits im Wahllokale anweſend find, zur 
Wahl zuzulaſſen. 

Sodann find die Stimmzettel aus den Wahl⸗ 
urnen zu nehmen und zu zählen. Eine ſich hier⸗ 
bei etwa ergebende Verſchiedenheit von der in den 
Liſten feftgeftelten Zahl der erſchienenen Wähler 
iſt nebſt dem zur Aufklärung Dienlichen in dem 
Wahlprotokolle zu vermerken. 

Demnächſt erfolgt die Eröffnung der Stimm⸗ 
zettel. Enthält ein Stimmzettel die Namen von 
mehr Perſonen als Beiſitzer zu wählen ſind, ſo 


werden die über dieſe Zahl hinaus verzeichneten 
Namen geſtrichen. Iſt aus einem Stimmzettel die 
Perſon des Gewählten nicht mit Sicherheit zu 
entnehmen, oder if eine Perſon benannt, welche 
nicht wählbar iſt, ſo iſt die für dieſe Perſon ab⸗ 
gegebene Stimme ungültig, unbeſchadet jedoch der 
Gültigkeit der anf dem Wahlzettel ſonſt noch be⸗ 
findlichen Namen. 

Das Ergebnis der Stimmenzählung iſt in das 
Wahlprotokoll aufzunehmen, welchem die Stimm⸗ 
zettel in verſtegelten Päckchen beizufügen find. 

Meinungsverſchiedenheiten, welche im Wahlvor⸗ 
ſtande über die Stimmberechtigung, die Wählbarkeit 
oder die Gültigkeit der Stimmzettel entſtehen, 
werden nach Stimmenmehrheit entſchieden; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet der Wahlvorſteher. 
Grund und Ergebnis dieſer Abſtimmung find im 
Wahlprotokolle zu verzeichnen. 

Als gewählt iſt vorbehaltlich der Beſtimmungen 
des § 20 dieſes Statuts in jeder Kategorie die⸗ 
jenige Perſon zu erachten, welche die meiſten 
Stimmen erhalten hat; bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet das vom Wahlvorſteher zu ziehende Los. 

Die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes kann durch 
den Wahlvorſtand getrennt von der Wahlhandlung 
und außerhalb des Wahllokals vorgenommen werden. 

Der Wahlvorſtand hat das Ergebnis der Wahl 
innerhalb einer Woche nach dem Wahltage dem 
Gewerbegerichte unter Beifügung des Wahl⸗ 
protokolls und der Stimmzettel bekannt zu geben. 


8 17. 


Das Ergebnis der Wahl iſt von dem Gewerbe⸗ 
gerichte alsbald in dem Kreisblatt und dem Tiegen⸗ 
höfer Wochenblatte mit dem Hinweiſe darauf be⸗ 
kaunt zu machen, daß Beſchwerden gegen die 
Rechtsgültigkeit der Wahl binnen einer Ausſchluß⸗ 
friſt von einem Monate nach der Wahl bei ihm 
oder bei dem Bezirksausſchuſſe zu Danzig anzu⸗ 
bringen find (ſiehe $ 19). 

Gleichzeitig iſt jeder Gewählte von ſeiner Be⸗ 
rufung zum Mitgliede des Gewerbegerichts unter 
Hinweis auf die geſetzlichen Ablehnzngsgründe mit 
der Aufforderung ſchriftlich in Kenntnis zu ſetzen, 
etwaige Ablehnungsgründe bei dem Gewerbegericht 
geltend zu machen. 


8 18.9 
Ablehnung der Wahl. 


Das Amt der Belfiter iſt ein Ehrenamt. Die 8 20 d. Geſ. 


Uebernahme desſelben kann nur aus ſolchen Gründen 
verweigert, die Niederlegung nur auf ſolche 
Gründe geſtützt werden, welche zur Ablehnung eines 
unbeſoldeten Gemeinde⸗Amts berechtigen. 

Doch kann Derjenige, welcher das Amt eines 
Beiſitzers ſechs Jahre verſehen hat, während der 
nächſten ſechs Jahre die Uebernahme des Amts 
ablehnen. 

Ablehnungsgründe gewählter Beiſitzer find nur 
zu berückſichtigen, wenn dieſelben, nachdem der be⸗ 
teiligte Beiſitzer von feiner Wahl in Kenntnis ge⸗ 
ſetzt iſt, ſchriftlich binnen einer Woche geltend ge⸗ 
macht werden. 

Ueber die Gründe für die Ablehnung oder 
Niederlegung entſcheidet die in 8 7 Abſ. 1 dieſes 
Statuts bezeichnete Stelle. 
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$ 19. 
Beſchwerden gegen die Wahl. 

Beſchwerden gegen die Rechtsgültigkeit der 
Wahlen ſind nur binnen eines Monats nach der 
Wahl zuläſſig. Sie find bei der das Wahlergeb⸗ 
nis gemäß $ 17 dieſes Statuts veröffentlichenden 
Stelle oder bei dem Bezirks⸗Ausſchuſſe zu Danzig 
anzubringen und von dem letzteren zu entſcheiden. 
Der Bezirks⸗Ausſchuß hat auf erhobene Beſchwerde 
Wahlen, welche gegen das Geſetz oder die auf 
Grund des Geſetzes erlaſſenen Wahlvorſchriften 
verſtoßen, für ungültig zu erklären. 

IS 20. 

An Stelle der die Wahl mit Erfolg ablehnen⸗ 
den oder ſolchen Perſonen, deren Wahl für un⸗ 
gültig erklärt iſt, gelten diejenigen, welche bet der 
Wahl nach dem Gewählten die meiſten Stimmen 
erhalten haben, unter entſprechender Anwendung 
der Beſtimmungen des § 16 Abſ. 3 als gewählt. 

8 21. 

Sind Wahlen nicht zu Stande gekommen oder 
wiederholt für ungültig erklärt, fo iſt der Königl. 
Regierungs⸗Präſident befugt: 

a. die Wahlen, ſoweit fie durch Arbeitgeber oder 
Arbeiter vorzunehmen waren, durch den Kreis⸗ 
tag vornehmen zu laſſen, 

b. ſoweit die Wahlen von dem Kreisausſchuſſe 
oder dem Kreistage vorzunehmen waren, die 
Mitglieder ſelbſt zu ernennen. 

8 22. 
Bekanntmachung über die endültige 
Zuſammenſetzung des Gerichts. 

Die endgültige Zuſammenſetzung des Gewerbe⸗ 
gerichts iſt von dem Vorfitzenden des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes zu Martenburg unter Angabe der Namen 
und Wohnorte der Mitglieder durch das Kreis⸗ 
blatt und das Tiegenhöfer Wochenblatt bekannt 
zu machen. 

5 23. 


Veretdigung der Mitglieder. 


8 17 b. Geſ. 


$ 18 d. Gef. 


8 19 d. Gef. 


Der Vorſitzende des Gewerbegerichts und deſſen S 22 d. Gef. 


Stellvertreter ſind vor ihrem Amtsantritte durch 
einen von dem Königlichen Regierungs⸗Präſidenten 
beauftragten Beamten, die Beiſitzer vor der erſten 
Dienſtleiſtung durch den Vorſitzenden oder deſſen 

tellpertreter auf die Erfüllung der Obliegenheiten 
des ihnen übertragenen Amtes gemäß der Bekannt⸗ 
machung der Herren Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe und des Innern vom 17. Februar 1891 
(N.⸗Bl. f. d. i. V. S. 26) eidlich zu verpflichten. 


8 24. 
Enthebung, Eutſetzung der Mitglieder. 


Ein Mitglied des Gewerbegerichts hinſichtlich 
deſſen Umſtände eintreten oder bekannt werden, 
welche die Wählbarkeit zu dem von ihm bekleideten 
Amte nach Maßgabe dieſes Statuts ausſchließen, 
iſt des Amts zu entheben. Die Enthebung erfolgt 
durch den Bezirksausſchuß zu Danzig nach Anhörung 
der Beteiligten. 

Aus den Arbeitgebern entnommene Beiſttzer, 
die erſt nach ihrer Wahl Mitglied einer im 8 9 
Abſ. 3 dieſes Statuts bezeichneten Innung werden, 
ſowie aus den Arbeitern entnommene Beiſitzer, die 
erſt nach ihrer Wahl bei einem Mitglied einer 


§ 21 d. Geſ. 


ſolchen Innung in Arbeit treten, bleiben bis zur 
nächſten Wahl im Amte. 

Ein Mitglied des Gewerbegerichts, welches ſich 
einer groben Verletzung ſeiner Amtspflicht ſchuldig 
macht, kann feines Amtes entſetzt werden. Die 
Entſetzung erfolgt durch das Königliche Landgericht 
in Elbing. 

Hinſichtlich des Verfahrens und der Rechts⸗ 
mittel finden die Vorſchriften entſprechende An⸗ 
wendung, welche für die zur Zuſtändigkeit der 
Landgerichte gehörigen Strafſachen gelten. Die 
Klage wird von der Königlichen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf Antrag des Königlichen Regierungs⸗ 
präſidenten erhoben. 

Falls hierdurch oder aus anderen Gründen 
im Laufe einer Wahlperiode mehr als ein Drittel 
der Beisitzer einer Kategorie bei dem Gewerbe⸗ 
gerichte ausſcheiden, fo kann der Vorfitzende des 
Kreisausſchuſſes Erſatzwahlen für den Reit der 
Wahlperiode anordnen, anf welche die vorſtehenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung finden. 

8 25. 
Verteilung der Beiſitzer. 

Die Reihenfolge, in welcher die Beiſttzer an 
den Sitzungen des Gewerbegerichts teilzunehmen, 
bezw. als Hülfsbeiſitzer zu fungieren haben, wird 
durch Ausloſung feſtgeſtellt. Das Los zieht der 
Vorſitzende. Ueber die Ausloſung wird ein 
Protokoll aufgenommen. x 

8 26. 

Jeder Beiſitzer hat während des Geſchäftsjahres 
der Regel nach nur während zweier Sitzungs⸗ 
perioden von je zwei aufeinanderfolgenden Wochen 
und während der an dieſe Sitzungsperioden un⸗ 
mittelbar ſich anſchließenden zwei Wochen, falls 
erforderlich, als Hülfs beiſitzer zu fungieren. 

Der Vorſitzende ſetzt die Beiſitzer von ihrer 
Ausloſung, den Sitzungsperioden und den Sitzungs⸗ 
tagen, für welche bezw. an welchen ſie in Tätig⸗ 
keit zu treten haben, unter Hinweis auf die Folgen 
des Ausbleibens ſchriftlich in Kenntnis. 

Elne Aenderung in der beſtimmten Reihenfolge 
kann auf übereinſtimmenden Antrag der beteiligten 
Beiſttzer von dem Vorſitzenden bewilligt werden, 
ſofern die in den betreffenden Sitzungen zu ver⸗ 
handelnden Sachen noch nicht beſtimmt find. 

Der Antrag und die Bewilligung ſind akten⸗ 
kundig zu machen. 

8 27. 
Ausbleiben der Beiſitzer. 

Die Beiſitzer ſind verpflichtet, im Falle der 
Verhinderung ihre Entſchuldigungsgründe rech“ 
zeitig dem Vorfitzenden anzuzeigen. 


Beiſitzer, welche ohne genügende Entſchuldigung 8 23 d. Geſ. 


zu den Sitzungen nicht rechtzeitig ſich eiufinden 
oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich 
entziehen, find zu einer Ordunngsſtrafe bis zu 
300 &/ ſowie in die verurſachten Koſten zu ver⸗ 
urteilen. Die Verurteilung wird durch den Vor⸗ 
ſitzenden ausgeſprochen. Erfolgt nachträglich ge⸗ 
nügende Entſchuldigung, ſo kann die Verurteilung 
ganz oder teilweiſe zurückgenommen werden. 
Gegen die Entſcheidung findet Beſchwerde an 
das Königliche Landgericht zu Elbing ſtatt. Das 
Verfahren richtet ſich nach den Vorſchriften der 
Strafprozeßordnung. : 
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Wenn ſowohl der ausgeloſte Beiſitzer wie der 
Hülfsbeiſitzer verhindect iſt, können ſtatt ihrer 
andere Beiſitzer aus der Zahl der nicht zu einer 
beſtimmten Sitzungsperiode eingeteilten durch den 
Borfigenden einberufen werden. 

Die Beifiger haben jeden Wechſel ihrer Wohnung 
binnen drei Tagen dem Vorſitzenden bei Ver⸗ 
meidung einer Ordnungsſtrafe von 10 / an⸗ 
zuzeigen. 


828. 
Belegung des Gerichts in der 
einzelnen Sitzung. 
Für jede Spruchſitzung des Gewerbegerichts 
ſind vier Beiſitzer, zwei Arbeitgeber und zwei 
Arbeiter einzuladen. 


Zur Beſchlußfaſſaug genügt die Anweſenheit 8 24 d. Geſ. 


des Vorſitzenden und zweier Beiſitzer, von denen 
der eine Arbeitgeber, der andere Arbeiter iſt. 

Wenn drei Beiſitzer erſcheinen, wird der eine 
der doppelt beſetzten Kategorie entlaſſen. 

Der Vorfigende hat darauf zu ſehen, daß tun⸗ 
lichſt mindeſtens ein Arbeitgeber und ein Arbeiter 
demſelben oder einem verwandten Berufszweige an⸗ 
gehören, wie die ſtreitenden Parteien und kann, 
wenn es ihm zu dieſem Zwecke erforderlich erſcheint, 
von der feſtgeſetzten Reihenfolge abweichen. 

8 29. 

Entſchädigung der Beiſitzer. 

Die Beflger erhalten für jede Sitzung, welcher $ 
ſie beigewohnt haben, als Entſchädigung für Zeit⸗ 
verſäumnis 5 , wenn die Sitzung einen ganzen 
Arbeitstag in Anſpruch genommen hat, die Hälfte 
dieſes Betrages, wenn dieſelbe nicht über einen 
halben Arbeitstag angedauert hat und im Falle 
des § 28 Abſ. 3. Die Entſchädigungen werden 
in der Regel vierteljährlich, auf Wunſch auch ſo⸗ 
fort ausgezahlt; eine Zurückweiſung derſelben iſt 
nicht ſtatthaft. 

Außerdem erhalten die Beiſitzer als Erſatz 
für Reiſekoſten, ſoweit die Reiſe auf Elſenbahnen 
oder Dampfſchiffen zurückgelegt werden kann, die 
Koſten eines Billets II. Klaſſe, bei Damypfſchiffen 
I. Klaſſe für die Hinreiſe und für die Rückreiſe, 
ſowie 2 % für jeden Ab⸗ und Zugang, im 
Uebrigen den Betrag der für die Beförderung 
nachweislich erforderlich geweſenen baren Auslagen 
vergütet. Dabei wird jedesmal die kürzeſte fahr⸗ 
bare Straßenverbindung zu Grunde gelegt. 

§ 30. 


Gerichtsſchreiberei u. ſ. w. 


20 Abſ. 2 
d. Geſ. 


Bel dem Gewerbegerichte wird eine Gerichts⸗ 8 25 d. Gef. 


ſchreiberei, ſowie eine Gerichtskaſſe eingerichtet. 

Die erforderlichen Bureau⸗ und Schreibkräfte, 
Unterbeamten und Geſchäftsränme überweiſt der 
Kreis Marienburg dem Gewerbegerichte. Der von 
dem Kreisansſchuſſe zu ernennende Gerichtsſchreiber 
und diejenigen ſeiner Gehülfen, welche an den 
Spruchſitzungen des Gewerbegerichts als Protokoll⸗ 
führer Teil nehmen ſollen, ſind durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Gewerbegerichts gemäß der Bekannt⸗ 
machung der Herren Miniſter für Handel und 
Gewerbe und des Innern vom 17. Februar 1891 
(M. Bl. f. d. i. V. S. 26) zu vereidigen. 

Als Zuſtellungsbeamte fungieren diejenigen Ge⸗ 
meindebeamten, welche von dem Vorſitzenden damit 
beauftragt werden. 


8 31. 
Unter haltungskoſten. 

Die Koſten der Einrichtung und Unterhaltung 
des Gewerbegerichts find, ſoweit fie nicht in deſſen 
Einnahmen ihre Deckung finden, von dem Kreiſe 
Marienburg zu trag en. 

Der Vorſttzende des Gewerbegerichts hat all⸗ 
jährlich einen Bericht über die geſamte Geſchäfts⸗ 
tätigkeit des Gewerbegerichts in dem abgelaufenen 
Jahre an den Kreisausſchuß zu erſtatten. 


Zweiter Ahſchnitt. 


Verfahren. 
$ 32. 

Für das Verfahren vor dem Gewerbegerichte 
für den Kreis Marienburg find ausſchließlich die 
Beſtimmungen der 88 26—57 und 59—61 des 
Gewerbegerichts⸗Geſetzes vom 30. Juni 1901 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 353) maßgebend. 

8 33. 
Gebühren. 


8 9 d. Geſ. 


Für die Verhandlung des Rechtsſtreites vor 8 58 d. Gef. 


dem Gewerbegerichte wird eine einmalige Gebühr 
nach dem Werte des Streitgegenſtandes erhoben. 
Dieſelbe beträgt bei einem Gegenſtande im 


Werte bis 20 K einſchließlich 0,50 
von mehr als 20 % bis 50 . 
einſchließlich 1,00 .#% 
von mehr als 50 , bis 100 4 
einſchließlich 1,50 .% 


Die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 100 l, 
die Gebühren um je 1,50 . Die höchſte Ge⸗ 
bühr beträgt 30 .%. 

Wird der Rechtsſtreit durch Verſäumnisurteil 
oder durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes 
oder unter Zurücknahme der Klage erlaſſene Ent- 
ſcheidung erledigt, ohne daß eine kontradiktoriſche 
Verhandlung vorhergegangen war, ſo wird eine 
Gebühr in Höhe der Hälfte der obenbezeichneten 
Sätze erhoben. 

Wird ein zur Beilegung des Rechtsſtreits ab⸗ 
geſchloſſener Vergleich aufgenommen, ſo wird eine 
Gebühr nicht erhoben, auch wenn eine kontradiktoriſche 
Verhandlung vorausgegangen war. 

Schreibgebühren kommen nicht in Anſatz. Für 
Zuſtellungen werden bare Auslagen nicht erhoben. 

Im Uebrigen findet die Erhebung der Aus⸗ 
lagen nach Maßgabe des $ 79 des Gerichtskoſten⸗ 
Geſetzes ſtatt. Der § 2 desſelben findet An⸗ 
wendung. 


Dritter Abſchnitt. 


Tätigkeit des Gewerbegerichts als 
Einigungsamt. 


8 34. 

Das Gewerbegericht kann bei Streitigkeiten 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern über die Be⸗ 
dingungen der Fortſetzung oder Wiederaufnahme 
des Arbeitsverhältniſſes als Einigungsamt ange⸗ 
rufen werden. 

8 35. 

Der Aurufung iſt Folge zu geben, wenn ſie 
von beiden Teilen erfolgt und die beteiligten 
Arbeiter und Arbeitgeber — letztere, ſofern ihre 


8 62 d. Geſ. 


9 63 d. Geſ. 
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Zahl mehr als drei beträgt — Vertreter beſtellen, 
welche mit der Verhandlung vor dem Einigungs⸗ 
amte beauftragt werden. 

Als Vertreter können nur Beteiligte beſtellt 
werden, welche das für fundzwanzigſte Lebens jahr 
vollendet haben, ſich im Befitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden und nicht durch gerichtliche 
Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt ſind. 

Soweit Arbeiter in dieſem Alter nicht, oder 
nicht in genügender Anzahl vorhanden ſis d, können 
jüngere Vertreter zugelaſſen werben. 

Die Zahl der Vertreter jedes Teiles ſoll in 
der Regel nicht mehr als drei betragen. Das 
Einigungsamt kann eine größere Anzahl von Ver⸗ 
tretern zulaſſen. 

Ob die Vertreter für genügend legitimiert zu 
erachten find, entſcheidet das Einigungsamt nach 
freiem Ermeſſen, jeboch werden der Regel nach 
diejenigen Perſonen als genügend legitimierte Ver⸗ 
treter zu gelten haben, welche von den anderen 
Teilen als ſolche ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
anerkannt werden. 

8 36. 


Erfolgt die Anrufung nur von einer Seite, jo 8 64 d. Geſ. 


ſoll der Vorſitzende dem anderen Teile oder deſſen 
Stellvertretern oder Beauftragten Kenntnis geben 
und zugleich nach Möglichkeit dahin wirken, daß 


auch dieſer Teil ſich zur Aurufung des Einigungs- 


amtes bereit findet. 
8 37. 

Auch in enderen Fällen ſoll der Vorſitzende 
bei Streitigkeiten der in § 34 bezeichneten Art auf 
die Anrufung des Einigungsamts hinzuwirken ſuchen 
und dieſelbe den Beteiligten bei geeigneter Ver⸗ 
anlaſſung nahelegen. 


Der Vorfitzende iſt befugt, zur Einleitung der 
Verhandlung und in deren Verlauf an ben Streitig⸗ 
keiten beteiligte Perſonen vorzuladen und zu ver⸗ 
nehmen. Er kann hierbei, wenn das Einigungs⸗ 
amt gemäß $ 35 oder $ 36 dieſes Statuts ange⸗ 
rufen worden iſt, für den Fall des Nichterſcheinens 
eine Strafe bis zu 100 % andrehen. Gegen 
die Feſtſetzung der Strafe findet Beſchwerde nach 
den Beſtimmungen der Ctollprozeßordnung ſtatt. 

Eine Vertretung beteiligter Perſonen durch 
deren allgemeine Stellvertreter ($ 45 der Gewerbe⸗ 
ordnung), Prokuriſten oder Betriebsleiter iſt zu⸗ 
läſſig. 

8 39. 


Das Gewerbegericht, welches als Einigungs⸗ 
amt tätig wird, beſteht neben dem Vorſitzenden 
aus Vertrauensmännern der Arbeitgeber und der 
Arbeiter in gleicher Zahl. 

Die Verhandlungen des Einigungsamtes ſind 
öffentlich, falls dies von beiden Teilen beantragt 
wird. Ein Protokollführer kann zugezogen werden. 

Beantragen beide Teile die Uebertragung des 
Vorfiges auf einen namhaft gemachten Stellver⸗ 
treter des des Vorfitzenden des Gewerbegerichts, 
ſo iſt dieſem Antrage ſtattzugeben. 

Die Vertrauensmänner find von den Be⸗ 
telligten zu bezeichnen. Erfolgt die Bezeichnung 
nicht, dann werden die Vertrauensmänner durch 
den Vorſttzenden ernannt. 


8 65 d. Geſ. 


9 66 d. Geſ. 


8 67 d. Geſ. 


Einigen ſich die Beteiligten über die Zahl der 
zuzlehenden Vertrauensmänner nicht, fo iſt deren 
Zahl von dem Voerfitzenden auf mindeſtens zwei 
für jeden Teil zu beſtimmen. 

Die Vertrauensmänner dürfen nicht zu den 
Beteiligten und zu den in § 6 Abſ. 3 dieſes 
Statuts bezeichneten Perſonen gehören. 

Der Vorfitzende iſt befugt, eine oder zwei un⸗ 
beteiligte Perſonen, die nicht zu den in § 6 Abſ. 
3 dieſes Statuts bezeichneten gehören dürfen, als 
Beiſitzer mit beratender Stimme zuzuziehen; vor 
der, Zuziehung find die beiden Teile zu hören. 


8 40. 


Das Einigungsamt hat durch Vernehmung der 8 68 d. Geſ. 


Vertreter beider Teile die Streitpunkte und die für 
die Beurteilung derſelben in Betracht kommenden 
Verhältniſſe feſtzuſtellen. 

Das Einigungsamt oder im Falle des 8 36 
der Vorfitzende des Gewerbegerichts iſt befugt, zur 
Aufklärung der in Betracht kommenden Verhältniſſe 
Auskunftsperſonen vorzuladen und zu vernehmen. 

Jedem Beiſitzer und Vertrauensmann ſteht das 
Recht zu, durch den Vorſitzenden Fragen an die 
Vertreter und Austunftsperfonen zu richten. 

8 41. 


Nach erfolgter Klarſtellung der Verhältniſſe tft 8 69 d. Geſ. 


in gemeinſamer Verhandlung jedem Teile Gelegen⸗ 
heit zu geben, ſich öber das Vorbringen des anderen 
Teiles, ſowie über die vorliegenden Ausſagen der 
Auskunftsperſonen zu äußern. Demnächſt findet 
ein Einigungsverſuch zwiſchen den ſtreitenden 
Teilen ſtatt. 

8 42. 


Kommt eine Vereinbarung zu Stande, fo iſt 8 70 d. Sei. 


der Inhalt derſelben durch eine von ſämtlichen 
Mitgliedern des Einigungsamts und von den Ver⸗ 
fretern beider Teile zu unterzeichnende Bekannt⸗ 
machung in den geleſeneren Tagesblättern des 
Kreiſes zu veröffentlichen. 

8 43. 


Kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande, 
jo hat das Einigungsamt einen Schiedsſpruch ab⸗ 
zugeben, welcher ſich auf alle zwiſchen den Parteien 
ſtreitigen Fragen zu erſtrecken hat. 

Die Beſchlußfaſſung über den Schiedsſpruch 
erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit. Stehen bei 
der Beſchlußfaſſung über den Schiedsſpruch die 
Stimmen ſämtlicher für die Arbeitgeber zugezogenen 
Vertrauensmänner denjenigen ſämtlicher für die 
Arbeiter zugezogenen gegenüber, ſo kann der Vor⸗ 
ſitzende ſich ſeiner Stimme enthalten und feſtſtellen 
das ein Schiedsſpruch nicht zu Stande ge⸗ 
kommen iſt. 

8 44. 

Iſt ein Schiedsſpruch zu Stande gekommen, 
fo iſt derſelbe den Vertretern beider Teile mit der 
Aufforderung mündlich oder ſchriftlich zu eröffnen, 
ſich binnen einer zu beſtimmenden Friſt darüber 
zu erklären, ob ſte ſich dem Schiedsſpruche unter⸗ 
werfen. Die Nichtabgabe der Erklärung binnen 
der beſtimmten Friſt gilt als Ablehnung der 
Unterwerfung. 

Nach Ablauf der Friſt hat das Einigungsamt 
eine von ſämltl. Mitgliedern desſelben unterzeichnete 
öffentliche Bekanntmachung in den geleſeneren 
Tagesblätteru, deren Auswahl durch den Vor⸗ 


8 71 d. Geſ. 


8 72 d. Geſ. 
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Zahl beſtehenden Ausſchuß verweiſen. 


ſitzenden des Kreisauſchuſſes erfolgt, zu erlaſſen, 
welche den abgegebenen Schiedsſpruch und die 
darauf abgegebenen Erklärungen der Parteien 
enthält. 

- 8 45. 

Iſt weder eine Vereinbarung (8 4 2) noch ein 
Schiedsſpruch zu Stande gekommen, ſo iſt dies 
von dem Vorfitzenden des Cinigungsamtes in 
gleicher Weiſe, wie dies in § 44 vorgeſehen iſt, 
öffentlich bekannt zu machen. 

8 46. 

Die Vertrauensmänner und Beiſttzer (8 39 
Abſ. 1 und 7) erhalten auf ihren Antrag Ent⸗ 
ſchädigung für Zeitverſaͤumnis und Reiſekoſten 
gemäß 8 29 des Statuts, die Anuskunftsperſonen 
(S 40 Abſ. 2) eine Vergütung nach Maßgabe der 
Gebührenordnung für Zengen und Sachverſtändige. 

9 47. 


8 73 d. Geſ. 


Das Gewerbegericht als Elnigungsamt if} nicht 8 74 d. Geſ. 


zuſtändig, wenn bei der Streitigkeit ausſchließlich 
Innungsmitglieder und deren Arbeiter beteiligt 
ſind, und für die Innung zur Erfüllung der im 
8 81a Nr. 2 der Gewerbeordnung bezeichneten 
Aufgabe ein beſonderes Einigungsamt beſteht, deſſen 
Zuſammenſetzung und Tätigkeit durch das Statut 
entſprechend den Beſtimmungen der SS 63 bis 
73 des Gewerbegerichtsgeſetzes geregelt ſind. Rufen 
beide Teile das Gewerbegericht als Einigungsamt 
an, ſo iſt dieſes auch bei ſolchen Streitigkeiten 


zuſtändig. 
Vierter Abſchnitt. 
Gutachten und Anträge des Gewerbegerichts. 
8 48. 


Gutachten über gewerbliche Fragen, welche von 8 75 


Staatsbehörden oder von dem Kreis⸗Ausſchuſſe er- 
fordert werden, ſowie Anträge in gewerblichen 
Fragen, welche bei Staatsbehörden oder Vertretungen 
von Kommunal⸗Verbänden und bei den geſetzgebenden 
Körperſchaften des Staates oder des Reiches ein⸗ 
gebracht werden ſollen, ſind unter Leitung des Vor⸗ 
ſitzenden von der Geſamtheit der Beiſitzer (Geſamt⸗ 
Gewerbegericht) zu beraten und zu beſchließen. 

Das Geſammt⸗Gewerbegericht kann die zur 
Verhandlung ſtehende Frage zur Vorberatung an 
einen aus Arbeitgebern und Arbeitern in gleicher 
Die Wahl 
des Ausſchuſſes erfolgt, falls keiner der Beiſitzer 
Widerſpruch erhebt, durch Zuruf, andernfalls getrennt 
von Arbeitgebern und Arbeitern durch verſchloſſene 
Stimmzettel in der Weiſe, daß jeder Stimmberechtigte 
ſoviel Namen auf einen Stimmzettel ſchreibt, wie 
Ausſchußmitglieder gewählt werden ſollen. Gewählt 
ſind diejenigen, auf welche die meiſten Stimmen 
gefallen find. Bei Stimmengleichheit entſcheldet 
das durch den Vorſitzenden zu ziehende Los. 

8 49. 

Der Vorſitzende des Gewerbegerichts beruft 
das Geſamt⸗Gewerbegericht und leitet ſeine Ver⸗ 
handlungen. 

Die Stellvertreter des Vorſitzenden können an 
den Beratungen mit beratender Stimme Teil 
nehmen. 

Beſchlüſſe werden von dem Geſamt⸗Gewerbe⸗ 
gerichte einſchließlich des Vorfitzenden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Eln Antrag, für welchen 


d. Gef. 


nur die Hälfte der Stimmen . iſt, gilt keine Anwendung auf Gehülfen und Lehrlinge in 
als abgelehnt. Apotheken und Han delsgeſchäften, ſowie auf Arbeiter, 
8 5 welche in den unter der Militär⸗ oder Marine⸗ 
Das Befamt-Gemerbegeriät muß berufen Verwaltung ſtehenden Betriebsanlagen beſchäftigt find. 
werden: 9 5⁴ 
1. wenn über die Abgabe eines Gutachtens der D. 5 äfts⸗ 
im $ 75 Abf. 1 des Geſcges bezeichneten en e 
führung des Gewerbe - Gerichts nimmt gemäß 
Art zu beraten oder zu beſchlteßen it, 88 7 und 24 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
2. wenn von mindeſtens 6 Beiſitzern des Ge⸗ in erſter 
werbegerichts beantragt wird, das eine von „ ; 
e Inſtanz der Regierungs⸗Präſident in höherer und 
ihnen bezeichnete gewerbliche Frage zum 15 
Gegenſtonde eines Antrages der in 8 75 letzter Inſtanz der Ober⸗Präſident wahr. 
Abf. 2 des Geſetzes bezeichneten Art gemacht $ 55. 
werde. Dieſes Kreis⸗Staſut Irht an Stelle des bis⸗ 
Andere als gewerbliche Fragen ſind vom Vor⸗ herigen Statuts vom 17. Juli 1891 und des 
ſitzenden nicht zur ade aan zu bringen. Nachtrages vom 22. Dezember 1898 am 1. April 
8 5 1905 in Kraft; die Maßnahmen, welche erforder⸗ 
Ueber die Berbonblangen des Geſam!⸗G⸗ werbe⸗ lich ſind, um die Wirkſamkeit des Gewerbegerichts 
gerichts iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches bei nach den nenen Vorſchriften von dieſem Zeitpunkte 
hervortretenden Meinungsverſchteder heiten erſichtlich ab zu ermöglichen, können bereits vorher getroffen 
machen muß, welche Meinungen von den Arbeit⸗ werden. 
gebern und welche von den Arbeitern vertreten So beſchloſſen in der Sitzung des Kreistages des Kreiſes 
2 1555 Abt ind f 5 Marienburg Wpr. am 15. Dezember 1904. 
waige mmungen ſind ſo vorzunehmen 5 
und zu protokollieren, daß das Ergebnis derſelben ‚Schr. Sem ae; Besen, 
hinſichtlich der Arbeitgeber und hinſichtlich der Döhring⸗Tannſee, Foerſter, 
Arbeiter getrennt . tft. Kreistagsabgeordneter. Kreiskagsabgeordneter. 
arabg 
Mit dem v d 0 Gew Auf Ihren Bericht vom 21. März d. Is. will Ich den 
buchen egen de 1 anbei zurückfolgenden, von dem Kreistage des Kreiſes Marten 
ſchrift des über die Verhandlungen aufgenommenen burg zur Ausführung des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 30. Juni 
Protokolls einzureichen. 8 1901 beſchloſſenen Kleisſtatuten vom 15. Dezember 1904 
Iſt über ein vom Gewerbegericht erforbertrs Meine Genehmigung wee Er 
Gutachten ein Beſchluß nicht zu Stande gekommen, Gibraltar, den 31. März 1905. ge. Wilhelm. R 
ſo iſt eine Abſchrift des über die Verhandlun 3 2 Sr 
aufgenommenen Protokolls einzureichen. 0 5 a. De Be 1 des a x 3 
14 es Innern um € 
Fünfter Abschnitt. e a ned. 
eee Vorſtehendes Statut wird hierdurch zur öffentli ben Kennt⸗ 
nis gebracht. 
Die Beſtimmungen 55 Kreisſtatuts finden 8 81 d. Gef. Marienburg, den 22. Mai 1905. Der Landrat. 
Martenburg, den 2. Juni 1905. Die Impfung für 1905 betreffend. 


Im Anſchluß an meine Kreisblatt⸗Verfügung vom 26. Mai 1905 (Areisblatt Nr. 41) bringe ich nachſtehend den 
Impf plan des Herren Impfarztes des 1 Impfbezirks zur öffentlichen Kenntnis. 


Ampfbezirk Nr. 1. Impfarzt H. Hoppe, Schöneberg (Weichſel). 


a Namen der Ortſchaften, Zahl der Tag, Datum und Stunde 
Tag, an ag Impfftation uud Lokal] aus welchen die Kinder zur Impfung Sfr die“ der Revlfton der 
0 5 und die 12jährigen Schulkinder zur einzelnen Geimpften und der 
der Impfung 9 Miederimpfung zu geſtellen ſiad Termine Wiedergeimpften 
Donnerstag, S. Juni, 
7 Uhr morgens Neumünſterberg, Saal [Erſtimpflinge von Barenhof, Bärwalde, 
des Gaſthauſes Sprunck Neumünſterberg, Vierzehnhuben, Vogtei 56 
8 Uhr morgens 75 Wiederimpflinge von Bärwalde, Neu⸗ 
münſterberg, Vierzehnhuben 33 
9 Uhr morgens Fürſtenwerder, Saal Erſtimpflinge von Fürſtenwerder 19 
des Gaſthauſes Gaßmann 
9½ Uhr morgens Wiederimpflinge von Fürſtenwerder 25 Donnerstag, 15. Juni 
3 Uhr nachmittags Schön horſt, ev. Schule Impflinge bezw. Wiederimpflinge von u. Freitag, 16. Juni, 
, Schönhorſt 16 8 
4 Uhr nachmittags Neukirch, Saal Erſtimpflinge von Neukirch, Prangenan, Zeit und Ort wie bei 
des Gaſthauſes Zander Neuteicher hinterfeld 24 der Impfung. 
4½ Uhr nachmittags 1 Wiederimpflinge von Neukirch, Prangenauß 28 
Freitag, 9. Juni, Schönſee, Saal Erſtimpflinge von Schönſee, Neunhuben, 23 
7 Uhr morgens des Gaſthauſes Euß 
7½ Uhr morgens 5 Wiederimpflinge von Schönſee 12 
9 Uhr morgens Schöneberg, Saal Erſtimpflinge von Schöneberg 75 
des Gaſthauſes Dieck 5 
10 Uhr morgens „ Wiederimpflinge von Schöneberg 46 


Druck von O. Halb Martenburg. 


